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Geneigte Leserin,
geneigter Leser, 
nun ist der Rotdorn bereits 18 Jahre alt und volljährig. Das 
ist ein Grund zum Feiern! Wir laden alle herzlich zu unserer 
zweitägigen Geburtstagsparty ein! Weiteres erfährst du un-
ten auf der Seite.
Wir senden weiterhin regelmäßig unsere Radiosendung.  Rot-
dorn-Radio ist jeden 2. Montag (jede gerade Kalenderwoche) 
zwischen 19 – 20 Uhr auf den Radio-Frequenzen von Alex, dem 
Offenen Kanal Berlin (in Berlin über Antenne 97,2 MHz oder 
im Kabelradio 92,6 MHz und weltweit im Internetlivestream 
auf www.okb.de/radiostream.htm)  zu hören. 
Wer den Termin verpasst, kann sich die Sendung auch als 
.mp3-File auf unserer Homepage www.rotdorn.org anhören.

Ansonsten brauchen wir noch dringend 
Hilfe für unser Zeitschriften- und Radio-
projekt. Überlege bitte, ob du nicht ein we-
nig Freizeit für die Schaffung einer Gegen-
öffentlichkeit opfern kannst. 
Schreib uns: rotdorn@gmx.de.
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- Party
Der Rotdorn wird 18 Jahre und alle sind zur 
2-tägigen Geburtstagsparty eingeladen! 
am Freitag, 11. September 2009, spielen:

Mrs Winterbottom, 
Port Royal, 
Bonfyah

am Samstag, 12. September 2009, spielen:

Ragga Gagga Gang,
Stakeout

im Kurt Lade Klub, Grabbeallee 33, 13156 Berlin-Pankow
leicht zu erreichen mit der Tram M1 und Bus 250 (Haltestelle Bürgerpark)
Einlass 20 Uhr - Die erste Band beginnt bereits 21 Uhr

Eintritt 3 €

mehr Infos: www.rotdorn.org
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Ihre Kinder- und Jugendzeit

Zunächst ist Merkel am 17. Juli 1954 als 
Angela Dorothea Kasner in Hamburg-
Barmbek geboren. Da sie im zarten Al-
ter von 8 Wochen mit ihrer Familie in das 
Prignitzer Dorf Quitzow überwechselte, 
darf sie aber getrost als Ossi gelten. Un-
gewöhnlich bleibt der Schritt ihres Va-
ters. Der Pfarrer ging in den 50ern vom 
Westen in den Osten, als viele seiner 
Kollegen die Gegenrichtung antraten. 
Im Kalten Krieg hatten die DDR-Oberen 
in der Kirche den Klassenfeind ausge-
macht und behandelten die Kirche auch 
dementsprechend. Vater Kasner, auch 

„der rote Kasner“ genannt, wird mit den 
Worten zitiert, er habe nicht „bei den 
Fleischtöpfen Ägyptens“ bleiben wollen. 
Ägypten steht in der christlichen Religion 
per se wie auch Babylon für ein Ausbeu-
tersystem (Auszug des Volkes Israel aus 
Ägypten).  Frühzeitig trat er für die Kir-
che im Sozialismus ein und gehörte der 
Leitung des staatsnahen Weißenseeer 
Kreises an. Ab 1957 lebte Familie Kas-
ner in der uckermärkischen Kreisstadt 
Templin. Dort wurde Vater Horst Kasner 
Leiter einer kirchlichen Weiterbildungs-
stätte. Im Gegensatz zu fast allen an-
deren DDR-Bürgern war es beiden El-
tern der Bundeskanzlerin bis zum Ende 
der DDR vergönnt, in das „nichtsozia-
listische Ausland“, also z.B. in die BRD 
und die USA, zu reisen. Dieses Privileg 
muss quasi als Auszeichnung für beson-
dere Staatstreue angesehen werden.
1961 wurde Angela Merkel in Templin 
eingeschult und Mitglied der Jungen Pi-
oniere. Später wurde sie auf eigenen 
Wunsch Mitglied der Freien Deutschen 
Jugend (FDJ), was für Pfarrerskinder 
ungewöhnlich war und nicht erwartet 
wurde. 1973 legte sie mit 1,0 ihr Abi-
tur ab, was ohne ein aktives „Mitma-
chen“ nicht denkbar war. Überhaupt 
an einer Erweiterten Oberschule (EOS) 
aufgenommen zu werden, zur „sozialis-
tischen Elite“ zu gehören und das Abitur 
ablegen zu dürfen, war jedenfalls Oppo-
sitionellen unmöglich und blieb vielen 
Pfarrerskindern verwehrt.  1973 begann 
sie in Leipzig an der Karl-Marx-Universi-
tät ihr Physikstudium.  Dort lernte sie 

ihren ersten Ehemann während einer 
Austauschreise nach Moskau und Le-
ningrad kennen. Schließlich heiratete 
sie den Physikstudenten Ulrich Merkel 
am 3.9.1977. Sie wird mit dem roman-
tischen Rückblick zitiert: „Wir haben ge-
heiratet, weil alle geheiratet haben“. So 
wurde die Ehe auch 1982 geschieden.  
1978 legte sie ihre Diplomarbeit vor, die 
mit „sehr gut“ bewertet wurde.

Ihre Arbeit in einer Eliteinstitution der 
DDR

Von 1978 war sie bis 1990 wissen-
schaftliche Mitarbeiterin der Akademie 
der Wissenschaften.  Die Akademie der 
Wissenschaften war die bedeutendste 
Forschungseinrichtung der DDR. Die 
Aufnahme in die Akademie stellte eine 
Auszeichnung dar und war nur für Lini-
entreue denkbar. Damit aber nicht ge-
nug. Bis 1984 war sie an der Akade-
mie der Wissenschaften FDJ-Sekretärin 
für Agitation und Propaganda. Zwar wa-
ren fast alle DDR-Bürger in ihrer Jugend 
FDJ-Mitglieder, solche exponierten Ka-

Merkel war eine Stütze des DDR-Regimes

der- und Leitungsfunktionen waren je-
doch absolut freiwillig. Lediglich be-
sonders Überzeugte und Karrieristen 
waren in solchen Positionen vertre-
ten.  Die Kanzlerin war nicht etwa nur 
FDJ-Sekretärin irgendeiner  Schulklasse, 
sondern der wichtigsten Forschungsin-
stitution der DDR überhaupt. Als FDJ-Se-
kretärin für Agitation und Propaganda 
war sie für die ideologische Schulung 
der FDJ-Mitglieder der Akademie der 
Wissenschaften verantwortlich. So or-
ganisierte sie das FDJ-Studienjahr, also 
die monatlichen Schulungstreffen, die 
Wandzeitung und ähnliches. So durfte 
sie auch promovieren und erhielt 1986 
den Doktortitel. In der DDR hieß Treue 
zum System Geben und Nehmen. Zeigte 
man sich als politisch zuverlässig, stell-
ten sich alsbald Privilegien ein. In die-
sem Zusammenhang ist es auch zu se-
hen, dass sie als kinderlose, junge Frau 
(die also keine besondere familiäre Bin-
dung hatte) 1986 in den Westen reisen 
durfte. Das war die absolute Ausnahme 
und nur für einhundertprozentig Sys-
temtreue denkbar.

[Schwerpunkt Wahlen]

Wie stark die bürgerlichen Medien auf die DDR-Vergangenheit heutiger Politiker eingehen, ist sehr un-
terschiedlich und wohl nur mit politischem Kalkül zu erklären. Während dem Anwalt von DDR-Oppositio-
nellen, Gregor Gysi, immer wieder vergebens versucht wird, eine  Stasi-Vergangenheit anzudichten, wird 
über die DDR-Biografie Angela Merkels überraschend wenig berichtet. Lediglich, dass sie eine Pfarrers-
tochter ist, wird verbreitet. Das klingt nach Repressalien und Opposition. Das Gegenteil war jedoch der 
Fall. Angela Merkel war eine Stütze des DDR-Regimes, wie der folgende Artikel nachweist.

u 

Bildcollage: Merkel im Jahr 1990
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Bewertung der DDR-Biografie

Angela Merkel war ohne Zweifel eine 
der Stützen der DDR. Sicherlich war sie 
ein kleines Rad im Getriebe, aber ohne 
diese „kleinen Räder“ hätte das Sys
tem nicht funktioniert. Sie handelte ab
solut staatstreu und im Sinne der Herr-
schenden in der DDR. Und eines ist 
sicher: Hätte Angela Merkel auch nur 
eine noch so kleine Widerstandsak-
tion durchgezogen oder wäre sie auch 
nur ein paar Meter gegen den Strom ge-
schwommen, es wäre ganz oben in jeder 
Biografie erwähnt und sie würde damit 
hausieren gehen. Eine solche kleine Ge-
schichte gibt es aber nicht.

Bleibt die Frage: Ist es überhaupt 

schlimm, eine Stütze der DDR gewesen 
zu sein? Sicherlich nicht per se. Es gab 
viele „kleine Stützen“, die von der DDR 
überzeugt waren und glaubten, gutes 
zu tun und gutes taten, die ihren Mit-
menschen halfen und nicht schadeten. 
Während aber auf diese Stützen des 
Systems nach der Wende eingeprügelt 
wurde, erlebte Angela Merkel einen ko-
metenhaften Aufstieg, wurde 1990 be-
reits Ministerin und wickelte in nicht ein-
mal sechs Monaten die DDR ab, der sie 

„treu gedient“ hatte. Wenn es nicht schon 
den Begriff Wendehals geben würde, 
man müsste ihn für Merkel erfinden. 
Daraufhin wurde sie von Bundeskanzler 
Kohl gefördert, der sie als „mein Mäd-
chen“ bezeichnete, bis sie 2005 sogar 
Bundeskanzlerin wurde. Nach diesem 

[Schwerpunkt Wahlen]

Aufstieg in die westdeutsche Spitzene-
lite thematisiert keiner die Vergangen-
heit der Kanzlerin und sie kommt damit 
durch, dass sie behauptet, „in der DDR 
unpolitisch gewesen“ zu sein. Warum?

sk

Der Mensch, das wissen wir spätestens 
seit Marx, ist ein Ensemble gesellschaft-
licher Beziehungen. Pädagogen und So-
ziologen reden davon, dass der Mensch 
vor allem ein Produkt seiner Sozialisa-
tion (Prozess der Einordnung des he-
ranwachsenden Individuums in die Ge-
sellschaft und die damit verbundene 
Übernahme gesellschaftlich bedingter 
Verhaltensweisen) sei. Eine besondere 
Rolle spielt dabei gewiss der Einfluss 
der Eltern, deren lebenspraktische wie 
weltanschauliche Überzeugungen, die 
sie den Kindern auf den Lebensweg mit-
geben. Jedoch spricht eine arabische 
Weisheit zu Recht darüber, dass die El-
tern nur „die Bögen sind, von denen die 
Kinder als lebende Pfeile ausgeschickt 
werden“ und die Eltern kaum Schnellig-
keit und Ziel dieser „Pfeile“ bestimmen 
können.

Dies alles fließt zusammen, wenn ein 
junger Mensch seinen eigenen Weg, 
seinen Platz in der Gesellschaft sucht. 
Die zitierte Volksweisheit redet poetisch 
vom „Hause von Morgen“, in dem die 
Kinder ihre Wohnung finden müssen.
Wie war das nun damals in der DDR un-
ter dem stalinistischen und poststali-
nistischen SED-Regime? Die staatliche 
Ordnung beschnitt massiv die Indivi-
dualrechte – Meinungsfreiheit, Ver-
sammlungsfreiheit, Reisefreiheit etc. 
-, gewährte jedoch im allgemeinen die 
sozialen Menschenrechte – Recht auf 
Arbeit, Recht auf Wohnung, Recht auf 
Gesundheitsversorgung.
Die Regierenden misstrauten ihrem Volk 

Mit dem Strome schwimmt’s sich besser oder 
Von den Schwierigkeiten des aufrechten Gangs

und überzogen es deshalb mit einem 
Überwachungs- und Spitzelsystem. Die 
staatlich gelenkten Medien berichteten 
gewöhnlich nur die halbe Wahrheit. Da-
bei darf jedoch nicht vergessen werden, 
dass der Kalte Krieg herrschte und nicht 
nur die DDR einen allseits tätigen Ge-
heimdienst unterhielt.

Doch auch in so einem Lande war es 
möglich, seine Überzeugungen zu le-
ben. Junge Menschen konnten sich – 
ähnlich wie heute – unter in Kaufnahme 
persönlicher Nachteile und trotz vieler 
Einflüsse entscheiden, ob sie Mitläufer, 
Karrieristen, an der Gesellschaft unin-
teressierte, nur auf eigenen Spaß- und 
Lustgewinn orientierte Nischenbewoh-
ner werden wollten, oder ob sie als am 
System etwas verbessern wollende in 
Diskussionszirkeln, Reform- und/oder 
Oppositionsgruppen ihre geistige Hei-
mat fanden. So gab es in der SED solche 
Reformgruppierungen ebenso wie in den 
Kirchen und in der Gewerkschaft. Diese 
kritischen Geister wurden natürlich be-
spitzelt und von den „Oberen“ scheel 
beäugt. Einige von ihnen wurden ins 
Gefängnis gesteckt oder in den Westen 
abgeschoben. Das nahmen sie jedoch 
um der Sache eines anderen, demokra-
tischen Sozialismus willen in Kauf. Sol-
che Menschen, - nicht die Ausreisewilli-
gen - waren die „Hefe im Teig“ von 1989, 
als das Regime zusammenbrach. Natür-
lich gab es auch, wie in jeder Diktatur, 
viele Ängstliche, die mit eingezogenem 
Kopf „überwintern“ wollten, oder andere, 
die oberflächlich, ohne sich mit den 

Gründen des Wohlstandes in der BRD 
auseinanderzusetzen, den westlichen 
Konsum anbeteten und begehrten.

Bemerkenswert ist für einen kritischen 
Zeitgenossen allerdings, dass gerade die 

„schweigende Mehrheit“ all der Mitläufer 
und Karrieristen von damals, heute ihre 
DDR-Vergangenheit verschweigen oder 
mit grobem Pinsel „schwarz-weiß“ ma-
len möchten. Wollen sie sich frei spre-
chen trotz ihres Untertanengeistes? 
Dieser Geist jedoch war zu allen Zeiten 
verwerflich! Widerstand und aufrechter 
Gang ist gegenwärtig ebenso gefragt wie 
zu DDR-Zeiten.
              

Klaus Körner

(Der Autor ist Schriftsteller und Jurist. Er 
wurde in der DDR-Zeit aus politischen 
Gründen vom Studium exmatrikuliert 
und später nicht in den DDR-Schriftstel-
lerverband aufgenommen.)

Das Thema DDR im Rotdorn-Radio:

Rotdorn-Radio vom 12. November 2007 
>>Die Bürgerrechtsbewegung in der DDR 
und die Wende 1989<<

Rotdorn-Radio vom 2. Oktober 2006 
>>Die deutsche Einheit und die Koloni-
alisierung der DDR<<

zu finden im Radioarchiv auf
www.rotdorn.org
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Schein oder Sein?  
- über die Realitätsferne der SPD –

[Schwerpunkt Wahlen]

Im Vorwort des Wahlprogramms der SPD 
zur Bundestagswahl 2009 betont die 
Partei, dass „diese Krise mehr sei als 
ein normaler Konjunktureinbruch. Sie 
sei das Ergebnis einer Ideologie, bei der 
maximaler Profit und nicht der Mensch 
im Mittelpunkt stehe“. Sie will fortan 
eine „soziale Demokratie“ mit Sozial-
staat und sozialer Marktwirtschaft um-
setzen. Hierzu formuliert sie acht zen-
trale Ziele: faire Entlohnung in Form 
eines Mindestlohns, faire Bildungschan-
cen, eine ökologische Modernisierung, 
Familien stärken, Gleichstellung fördern, 
Integration unterstützen, ein soziales 
Europa gestalten und einen Neustart 
der sozialen Marktwirtschaft vorantrei-
ben. In ihrem Wahlprogramm stehen 
Sätze wie: „die Verantwortlichen und 
Vermögenden sollen an den Kosten der 
Krise beteiligt werden“ [...], “Wir wol-
len, dass alle Menschen ein selbstbe-
stimmtes Leben führen können“ [...] 
oder „Wir haben seit 1998 die Fenster 
mutig aufgestoßen und das Land posi-
tiv verändert“. Bei solchen Phrasen fragt 
man sich ernsthaft, ob die SPD das Volk 
für dumm verkaufen will oder an einer 
pathologischen Realitätsverweigerung 
leidet.

Zieht man ein Fazit der letzten elf Jahre 
Regierungsbeteiligung der (a)sozialde-
mokratischen Partei Deutschlands ha-
ben wir folgendes Ergebnis:

- Die Politik der Agenda 2010 und damit 
millionenfache (Kinder-)Armut und Ent-
würdigung vieler Menschen. 1 Euro Jobs 
als moderne Zwangsarbeit und Hartz4-
Empfänger als gläserne Menschen, die 
ihr Vermögen und ihre Ersparnisse ver-
scherbeln müssen.

- Die Einführung der Rente mit 67 und 
damit eine zukünftig stark steigende Al-
tersarmut, da viele Menschen vor 67 aus 
dem Arbeitsleben rausgeworfen werden 
und dann mit saftigen Rentenkürzungen 
rechnen dürfen.

- Eine Steuerpolitik, welche eine gna-
denlose Umverteilung des gesellschaft-
lichen Reichtums zugunsten der Reichen 
und Vermögenden und zu Lasten der Ar-
men und schlecht bezahlten Menschen 
darstellt.

- Rot-Grün hat Deutschland erstmalig 
nach 1945 in gleich drei Kriege gestürzt: 
Kosovo, Afghanistan und dem Irak (lo-
gistische und geheimdienstliche Unter-
stützung). Von einer Friedenspartei kann 
keine Rede mehr sein.

- Massiver Sozialabbau, Lockerung des 
Kündigungsschutzes, großflächige Aus-
weitung von Leiharbeit und dem Nied-
rig-Lohnsektor und überall steigende 
Kosten für die Armen des Landes und 
Steuergeschenke für die Reichen.

- Zulassung von Hedgefonds, Lockerung 
der Spekulations- und Börsenrege-
lungen und damit Mit-Verursacher der 
jetzigen weltweiten Wirtschaftskrise.

- Zustimmung zu einer Reihe von ver-
fassungsfeindlichen Gesetzen wie der 
Vorratsdatenspeicherung und der sog. 

„Anti-Terror-Pakete“.

Die SPD ist durch ihre Politik und ihre in-
neren Widersprüche nicht nur unwählbar 
geworden, sondern auch im Untergang 
begriffen. Bei der Europawahl 2009 ist 
sie knapp über die 20%-Marke gekom-
men. Dies hatte jedoch keine Selbstkri-
tik zur Folge, sondern es wurde posthum 
der geringen Wahlbeteiligung, also dem 
Volk, die Schuld für das eigene Versa-
gen gegeben. Der SPD-Bundestagsab-
geordnete Jörn Thießen forderte in den 
Medien lauthals: „Wer nicht zu einer 
Wahl geht, sollte 50 Euro Strafe zah-

len“. Dass der Geist der SPD durch den 
Habitus von Pöstchenjägern, skrupel-
losen Karrieristen und menschenver-
achtenden SPD-Abgeordneten von in-
nen zerstört wird, durften wir schon 
öfters erleben. Als der ehemalige Ber-
liner SPD-Finanzsenator Thilo Sarrazin 
mit Sätzen wie „das kleinste Problem 
von Hartz-IV-Empfängern ist das Unter-
gewicht“ die Öffentlichkeit provozierte 
und seine menschenverachtende Ader 
offenbarte, schwieg die SPD. Sarrazin 
selbst glänzte mit 46 Nebenjobs, wie 
die Berliner Zeitung am 9. Juni 2008 ver-
öffentlichte. Auch der so hochgelobte 
Franz Müntefering, ein Parteisoldat und 
Agenda-Jünger, betonte, dass „nur der 
essen solle, der auch arbeite“ (Zeit, vom 
10.5.06) und dass es unfair sei, poli-
tische Parteien an ihren Wahlkampfver-
sprechen zu messen. Längst vergessen 
wohl auch der Ausspruch vom ehema-
ligen SPD-Wirtschaftsminister Clement, 
als er ALG2-Empfänger pauschal als „Pa-
rasiten“ bezeichnet hatte (Freitag, vom 
28.10.05). Das Ideal der sozialen Ge-
rechtigkeit wurde bei der SPD gründlich 
über Bord geworfen. Wer dieser Par-
tei das Adjektiv „sozial“ noch abkauft, 
sollte sich die Regierungsarbeit der SPD 
in den letzten elf Jahren noch einmal ge-
nauer anschauen.

by epikur
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[Brandenburg]

Rotdorn-Radio: Was möchte die Linke nach 
den Landtagswahlen in Brandenburg ver-
wirklicht sehen?

Norbert Müller: In den Mittelpunkt unserer 
Politik stellen wir die soziale Frage. Bran-
denburg ist eines der Länder mit der höch-
sten Kinderarmut, der höchsten Arbeitslo-
sigkeit, den meisten Menschen, die von 
Hartz-IV leben müssen und zugleich gibt 
es in Brandenburg Wohlstandsoasen. Wir 
wollen eine andere Umverteilung, nicht 
mehr von unten nach oben, sondern von 

oben nach unten. Wir wollen den freien Zu-
gang zu Bildung und Kultur statt weiteren 
Kürzungen in der Bildungs- oder Sozial-
politik. Kurzum: Die Linke steht für den 
grundlegenden Politikwechsel. 

Rotdorn-Radio: Im Zentrum des Wahl-
kampfes der Linken stehen zwölf Forde-
rungen, die bei einer Regierungsbeteili-
gung realisiert werden sollen. Was macht 
Dich so sicher, dass diese nach der Land-
tagswahl umgesetzt werden können?

Norbert Müller: Wenn Die Linke bei den 
Landes- und Bundestagswahlen ein gutes 
Ergebnis erzielt, wird der Druck auf die 
Herrschenden größer und die Chancen 
z.B. zur Einführung des Mindestlohn stei-
gen. An der Regierung werden wir uns in 
Brandenburg nur beteiligen, wenn es ei-
nen grundlegenden Politikwechsel gibt. 
Dafür machen wir beispielsweise mit der 
Einführung der Gemeinschaftsschule ein 
Angebot. Will die SPD den Politikwechsel 
nicht, muss sie eben ihre unsoziale und 
bildungsfeindliche Politik mit der CDU 
fortsetzen.

Rotdorn-Radio: Seit 1999 ist die DVU im 
Landtag vertreten. Welche Rolle spielt sie 
und kann sie politische Akzente setzen?

» Mit jedem Prozent, das die Linke erhält, wird der Druck auf die etablierten Parteien steigen.«

Interview mit Norbert Müller

Norbert Müller: Die DVU ist in Brandenburg 
eine Phantompartei geblieben. Mit ihren 
Abgeordneten haben sie in zehn Jahren 
Landtagsarbeit außerhalb von wirren, mit 
rechtsextremen Müll überladenen Reden 
keine eigenen Akzente gesetzt. Die DVU 
hat keine Basis, keine Kreisverbände und 
keinen funktionierenden Landesverband.

Rotdorn-Radio:  Vor einer Woche ist das 
Bombodrom gescheitert. Wer waren die 
maßgeblichen Akteure dafür?

Norbert Müller: Das waren die Menschen 
vor Ort, die Bürgerinitiativen Freie Heide 
und Freier Himmel, die lokalen Kleinunter-
nehmer, die Kommunen und zu einem sehr 
späten Zeitpunkt auch die Bundesländer 
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg 
und Berlin. Hauptsächlich waren es aber 
die Menschen vor Ort, die seit fast zwei 
Jahrzehnten dagegen gekämpft haben.

Weitere Informationen erhaltet ihr unter: 
http://www.norbert-mueller.net/

Das Gespräch ist vollständig im Radioar-
chiv auf www.rotdorn.org zu hören.

Norbert Müller, der am 10. Februar 1986 geboren wurde, ist stellvertretender Landessprecher der Linksjugend [’solid] in Branden-
burg. Er kandidiert auf Vorschlag der Linksjugend [’solid] auf der Liste der Linken zur Landtagswahl am 27. September 2009 in Bran-
denburg. Im Rahmen unserer Radiosendung »Rotdorn Radio« sprachen wir mit ihm über die bevorstehenden Wahlen.

Anzeige

Termine im Potsdamer Wahlquartier der Linken

Das Wahlquartier der Linken ist im Potsdamer Hauptbahnhof. 
Die Veranstaltungen beginnen immer um 19 Uhr. 

01.09. 2009 Antimilitaristischer Abend; zu Gast u.a.: Norman 
Paech

18.09.2009 Filmvorführung: Neue Wut II – Kick it like Frankreich
Warum haben wir in Deutschland keine französischen Verhält-
nisse? Was treibt die Studenten zu immer heftigeren Protesten? 
Was hat der Kampf gegen Studiengebühren mit dem Wider-
stand gegen Hartz IV zu tun? Mit diesen Fragen befasst sich der 
Dokumentarfilm.

22.09. 2009  Lesung mit Matthias Frings: Der letzte Kommunist

25.09.2009 Filmvorführung: Die fetten Jahre sind vorbei!
Als »Erziehungsberechtigte« bezeichnen sich die Berliner Stu-
denten Peter und Jan. Sie brechen in Villen der Berliner Ober-
schicht ein, verrücken Möbel und hinterlassen Nachrichten wie 
»Die fetten Jahre sind vorbei« oder »Sie haben zuviel Geld«.
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d i e  r o t d o r n r e d a k t i o n
wer wir sind und was wir wollen

Wir sind eine kleine Gruppe junger Men-
schen, die sich politisch einmischen will. 
Denn es wäre eine Katastrophe, wenn sich 
an dem kapitalistischen Prinzip, das Wich-
tigste ist Profit, nichts ändern würde. Haus-
haltslage, Standort und Profit der großen 
Unternehmen stehen bei politischen Ent-
scheidungen über Bedarf, Notwendigem 
und Menschlichkeit.

Wir wollen gemeinsam ein profiliertes, 
ambitioniertes Zeitungsprojekt verwirkli-
chen. Wir verstehen uns als linke Jugend-
zeitschrift aus Berlin und Brandenburg. 
Herausgegeben wird der Rotdorn von der 
sozialistischen Jugendorganisation Links-
jugend [’solid] Berlin und Brandenburg.

Wir verstehen uns nicht nur als alterna-
tive Informationsquelle, sondern auch als 
Plattform einer antikapitalistischen Ju-
gendbewegung. Deshalb geben wir auch 
verschiedenen linken Gruppen die Mög-
lichkeit zur Veröffentlichung.

Grundlegende gesellschaftliche Um
wälzungen sind nicht möglich, wenn 
nicht zuvor eine große Mehrheit der Be-
völkerung »das Alte« grundsätzlich in 
Frage stellt. Momentan ist dies aber nur 
ein kleiner Teil der Bevölkerung, der das 
momentane System grundlegend und 
grundsätzlich ablehnt. Von daher ist die 
Schaffung einer Gegenöffentlichkeit, die 
Alternativen zur herrschenden Politik be-
nennt und darstellt, die wichtigste Aufga-
be der deutschen Linken. Dieser »Kampf 
um die Köpfe« ist Voraussetzung für jede 
grundsätzliche gesellschaftliche Ände-
rung. Mit unserer Zeitschrift, Rotdorn, wol-

len wir einen in unseren Kräften liegenden 
Beitrag dazu leisten, den Kampf um die 
Köpfe aufzunehmen. 

Notwendig sind nicht politische Eintags
fliegen und Hau-Ruck-Aktionen, sondern 
ein langer Atem. Wir geben den Rotdorn 
seit über 18 Jahren heraus und wir sehen 
keinen Grund, warum es nicht noch 100 
werden sollen.

Kein Redaktionsmitglied bekommt ei-
nen Cent für seine Mitarbeit. Alle Ent-
scheidungen werden in der Redaktion 
demokratisch getroffen. Es gibt keine Hi-
erarchien oder Privilegien.

Weltweit formiert sich eine neue antika-
pitalistische Bewegung mit völlig neuen 
Gruppierungen, Ansätzen und Aktions-
formen. Dieses Spektrum reicht von den 
»Zapatistas« in Mexiko, über die globali-
sierungskritische Organisation »attac«  bis 
zu Linksregierungen in Lateinamerika und 
vielen, vielen anderen Gruppen, die man 
gar nicht alle aufzählen kann. Wir erklären 
uns solidarisch mit dieser Bewegung, die 
gegen die ausbeuterische Globalisierung, 
gegen kriegerische Mittel, gegen die Zer-
störung unserer Erde und für eine ande-
re Welt ohne Ausbeutung und Unterdrü-
ckung eintritt. Wir verstehen uns als Teil 
dieser Bewegung.

Die Widersprüche, die eine neoliberale 
Politik produziert, werden weiter wach-
sen und auch der Widerstand gegen diese. 
Der Widerstand muss von links gestärkt 
und aufgefangen werden.

Außerparlamentarische Arbeit in pro-
gressiven Bewegungen und den Gewerk-
schaften ist wichtiger als das Gerangel um 
Pöstchen und das F inden von parlamen-
tarischen Mehrheiten. Parlamentarisch ist 
bei der momentanen gesellschaftlichen 
Lage und den bestehenden Kräfteverhält-
nissen nichts Grundlegendes in diesem 
Land zu verbessern.

Die parlamentarische Vertretung der 
Linken, die Bundestagsfraktion »DIE LIN-
KE.«, sollte ein Sprachrohr der Gegenöf-
fentlichkeit sein. Sie sollte das Parlament 
dazu benutzen, alternative Lösungen für 
bestehende Probleme der Öffentlichkeit 
darzustellen. Insofern hat die neue Lin-
ke im Bundestag die historische Aufgabe, 
glaubhafte parlamentarische Vertreterin 
der Ausgegrenzten und »Überflüssigen« 
zu sein.

Wenn das Maß aller Dinge Prof it und 
Geld ist, werden die Probleme der Welt 
nicht gelöst werden können, sondern sich 
verschärfen. Die Frage Sozialismus oder 
Barbarei, die schon Rosa Luxemburg stell-
te, ist daher aktueller denn je. So ist un-
ser politisches Handeln nicht Selbstzweck 
oder Selbstbefriedigung, sondern der Ver-
antwortung der Erde und unseren Nach-
kommen gegenüber geschuldet.

Wir treten für ein solidarisches Mitei-
nander der Linken ein.

                            Die Rotdornredaktion

Anzeige

[Selbstverständnis]
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Die dezentrale demokratische Bildungs-
bewegung mit einer gesellschaftlichen 
Zuspitzung hat die Bildungsfrage auf die 
innenpolitische Tagesordnung gesetzt. 
Die Initiatorinnen und Initiatoren waren 
selbst von der spät einsetzenden Dyna-
mik überrascht und die Politik reagierte 
bisher wenig souverän.
270 000 Protestierende auf den Stras-
sen, das ist die größte unabhängige Bil-
dungsbewegung seit Jahrzehnten. Sie 
war demokratisch angelegt und durch 
eine zarte Klammer für die öffentlichen 
Botschaften zusammengehalten. Es war 
ein Streik der vielen tausend Gesichter, 
nicht der neuen Rudi Dutschkes. Die 
Presse hatte zurecht Schwierigkeiten, 
Sprecher/Koordinatoren für den Medi-
engebrauch auszumachen. Basisdemo-
kratie war ein flächendeckendes Kon-
zept, das bewusst auf die Großdemo 
verzichtete. Die gute Balance von gän-
gigen Protestformen (Demos, Versamm-
lungen, Debatten) und Aktionen des 
zivilen Ungehorsams (Banküberfälle, In-
stituts- und Rektoratsbesetzungen, Stra-
ßenblockaden, Belagerungen) hat den 
streikenden Studierenden und Schülern 
eine ganz überwiegende Sympathie der 
Öffentlichkeit und der Medien eingetra-
gen. Wenn jeder zweite Mensch von den 
katastrophalen Zuständen an den Schu-
len und Hochschulen - die Kitas nicht zu 
vergessen - gehört hat, dann hat der Bil-
dungsstreik den weit verbreiteten Un-
mut zum Kochen gebracht. Der erste Er-
folg wäre nicht ohne ein breites Bündnis 
möglich geworden. DGB, GEW, ver.di, 
Rektoren und Präsidenten, Hochschul-
lehrer, akademischer Mittelbau und Leh-
rer unterstützen den Streik oder lassen 
eine kritische Sympathie erkennen. Der 
Unmut darüber, dass Bildung am Kat-
zentisch der Finanz- und Wirtschafts-
krise abserviert worden ist, ist überall 
erkennbar.

Die einzige Gruppe, die sich bisher fast 
bedeckt hält, ist die der Politiker. Ne-
ben Respektsbekundungen (Bündnis90/
Die Grünen, Die Linke) verhält sich die 
SPD in den oberen Etagen nicht zum Bil-
dungsstreik außer mit sehr lapidaren 
Äußerungen. Steinmeier nichts, Nahles 
nichts, Wowereit nichts - oder etwas, 
das zitierenswert sein könnte. Kein Bil-
dungspolitiker der SPD hat z. B. die 

Kompetenz und Überzeugungsfähigkeit 
eines Peter Glotz. Nur der Bildungssena-
tor von Berlin, Jürgen Zöllner, wagte eine 
direkte Diskussion mit den Bildungs-
streikenden. Dass die CDU den Bil-
dungsstreik gar als linke, instrumenta-
lisierte Wahlkampagne denunziert, zeigt 
jenseits des lächerlichen „Bildungsgip-
fels“ einmal mehr, dass die Kanzlerin 
und ihre CDU/CSU wenig von den Nöten 
in Schulen und Hochschulen verstan-
den haben. Auch die herablassende Art 
der Bundesbildungsministerin, Annette 
Schavan, den Bildungsstreik zum Teil als 

„gestrig“ zu bezeichnen, weist darauf 
hin, dass diese Ministerin eher in den 
Forschungs- und Eliteküchen zu Hause 
ist, als bei den konkreten Problemen 
von Schülern und Studierenden. Die 
FDP war einstmals auch eine Bildungs-
partei. Die wenigen Äußerungen der FDP 
sind eben jetzt westerwellig und unter-
schreiten um Klassen das Niveau eines 
Ralf Dahrendorf (der den Streik für eine 
demokratische Massenbildung vermut-
lich gutgeheißen hätte). Aber immer-
hin: Bildungsministerin Schavan will 
schon seit längerer Zeit an einem dog-
matisch auf sechs Semester zentrierten 
Bachelor nicht mehr festhalten. Das er-
lauben sogar die sehr weichen Bologna-
Richtlinien.

Die Kultusministerkonferenz (KMK) re-
agierte zunächst kopflos auf den Bil-
dungsstreik. Ein Diskussionsgesuch der 
Studierenden und Schüler anlässlich ih-

rer Konferenz in Berlin lehnte sie brüsk
ab. Als der öffentliche Druck größer 
wurde, bot sie ein knappes Gespräch im 
Ensemble von vier Kultusministern an. 
Das Gespräch war offenkundig sachlich, 
sehr kurz und man verständigte sich auf 
eine zu vereinbarende Kommunikation.

Der Bachelor ist tot

Insgesamt fällt bei der Reaktion der Po-
litik auf, wie schwach die Verteidigung 
der bisherigen Bildungspolitik ist. Kein 
Politiker von Rang, kein Rektor, kein 
Professor hat den McDonalds-Bachelor 
nach sechs Semestern wirklich noch ver-
teidigt. Die glühendsten Verfechter von 
MA/BA sind ganz leise geworden - weil 
sie sehen, was da angerichtet worden 
ist. Kurz: Der Bachelor in seiner bishe-
rigen Form ist Vergangenheit. Kaum ein 
Professor wird es wagen, noch die Hand 
für einen sechssemestrigen Bachelor zu 
heben, wenn eine Prüfungsordnung ver-
abschiedet oder revidiert wird.
Die Hochschulen stehen nach dem Bil-
dungsstreik vor einer Revision, die im 
Rahmen des Bologna- Prozesses erlaubt 
und angemessen ist.

Was aber folgt aus dem Bildungsstreik? 
Nach diesem ersten Erfolg werden die 
Schüler und Studierenden sich in den 
nächsten Wochen vermutlich auf eine 
machtvolle Fortsetzung im Spätherbst 
verständigen. Die Studierenden und 

270 000 für eine emanzipatorische Bildung
         - Chance für einen gesellschaftspolitischen Konflikt?

[Bildung]

Auswertung des bundesweiten Bildungsstreiks vom 15. bis 19. Juni 2009
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[Gedicht]

Schüler haben vorsichtig ein öffentlich 
auszuhandelndes „Notprogramm für 
Schulen und Hochschulen“ mit den Kul-
tusministern ins Spiel gebracht. Aber su-
bito! Auch der ver.di-Vorsitzende Frank 
Bsirske und der GEW-Vorsitzende Ul-
rich Thöne halten das für einen respek-
tablen Streikabschluss. 28 Milliarden 
Euro in den letzten sechs Monaten für 
Bildung investieren, aber nichts für 
Schüler und Studierende tun, das geht 
jetzt nicht mehr. Es bleibt spannend: 
Am 7. Juli trafen sich in Berlin im Hause 
Schavan die Bildungsstreikenden, Wis-
senschaftsorganisationen, Hochschul-
rektoren u. a. Das Gespräch mit Scha-
van war insofern erfolgreich als Schavan 
den 6semestrigen Bachelor fast freiwil-
lig räumte und zur Überraschung der An-
wesenden das Zugangsrecht zum Master 
für jeden Mann und jede Frau versprach. 
Der Erfolg ist aber ohne die eigentlichen 
Bildungspolitiker gemacht: Schavan hat 
praktisch kaum Kompetenzen und das 
Sagen haben die Kultus-und Finanzmi-
nister der Länder.

Die Kultusminister werden sich angsthä-
sig hinter ihren Finanzministern verste-
cken - oder gibt es doch noch welche mit 
Courage anlässlich des eindrucksvollen 
öffentlichen Drucks? Es wird darauf an-
kommen, nicht zuzulassen, dass sich 
die Politik erneut aus dem Staub macht. 
Der gesellschaftspolitische Konflikt um 
Bildung hat eine Chance - jetzt?

Peter Grottian

Peter Grottian im Rotdorn-Radio:
Rotdorn-Radio vom 4. Juni 2007 >>Das 
G8-Treffen und die Proteste für eine an-
dere Welt<<

Peter Grottian während seiner Rede anlässlich 

der Aktion Banküberfall

Der Ruf
Wenn alles um Dich herum in Scherben zerfällt,
weil nichts mehr deine Illusionen erhält.
Du möchtest nur noch schreiben, weil jedes Wort zählt,
doch wer hat je behauptet, Du seist auserwählt?

In deinem Erbrochenen badet morgen sich ein Held,
der nicht sich rettet, sondern die restliche Welt.
Damit bleibt er allein und seine Tat bleibt ungedankt.
Eine Gesellschaft lebt weiter, die an sich selbst erkrankt.

Er hat den Rhythmus und Du das letzte Wort.
Wenn einer von euch stirbt, war es sicher Mord.
Heute noch fühlst Du dich einsam und verloren,
doch wirst Du morgen unter Schmerzen neugeboren.

Die Flamme, die auf ewig lodernd in Dir brennt,
heißt Sehnsucht, damit dein Name Dich erkennt.
Das gleißende Licht der Nacht, das Du verstrahlst,
heißt Hoffnung, doch war es Dir fremd, als Du es stahlst.

Halt den Atem an, um die Lösung zu verstehen,
doch wenn Du gehst, wirst Du nicht allein gehen.
Jeder Freudenruf, der deiner Kehle entfährt,
ist ein Wegführer zu dem, der Dir die Welt erklärt.

Blick immer in die Sonne und wende Dich nicht ab.
Der Weg nach oben ist begrenzt und führt stets hinab.
Das Telegramm, das Dir einst die Liebe schrieb,
war das einzige Zeichen, das Dir von ihr blieb.

Schreie jeden Vokal in die leere Nacht.
Wenn du jemals schweigst, wirst du umgebracht.
Zu viele Hinweise, die Du nie beachtest,
zu viele Ratschläge, die Du nie bedachtest.

Du hoffst, von Dir wird mehr als Asche bleiben.
Deswegen zwingst Du Dich, diese Worte aufzuschreiben.
Eine letzte Spur von Dir, auch wenn Du nicht mehr bist,
damit es einen gibt, der Dich auch dann vermisst.

      						       Stephan

Ziviler Ungehorsam: Aktion Banküberfall im Rahmen der Bildungsstreiks
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Der Streit um die Überwindung der Fi-
nanzkrise, der Wirtschaftskrise, diese 
Diskussionsfelder verdrängen das Nach-
denken über eine drohende Klimakata-
strophe. Lösungsversuche, die Krisen zu 
bewältigen, führen eher noch zu einem 
schnelleren Klimawandel, sind kontra-
produktiv wie beispielsweise die Ab-
wrackprämie zur Profitankurbelung in 
der Autoindustrie.

Schon zu Zeiten des G-8–Gipfels 2007 
in Heiligendamm, als die Kanzlerin sich 
als „Bewahrerin der Schöpfung“ prä-
sentierte und im Mainstream-Journalis-

Staats- oder Regierungschefs ist not-
wendig, um diesen Moment zu nutzen, 
um die Menschen und den Planeten vor 
einer der ernstesten Herausforderungen 
zu schützen, mit der die Menschheit je-
mals konfrontiert wurde“, so der UN-
Generalsekretär.

Der Einsicht vieler Experten jedoch, dass 
die Menschen in den Ländern des Sü-
dens aufgrund ihres vergleichsweise 
geringen Ausstoßes an Treibhausgasen 
kaum eine Verantwortung für die stets 
wachsende Erderwärmung tragen, folgen 
bislang keine nachhaltigen Entschei-

Die globale Ungleichheit

Wenn man akzeptiert, dass jedem Men-
schen von Natur her ein gleicher Anteil 
am globalen Reichtum – Luft, Wasser, 
Nahrung, Bodenschätze - zusteht, so 
verbrauchen die reichen Nationen weit-
aus mehr als ihnen gerechterweise an-
teilsmäßig zukommt. Statistiken der Ver-
einten Nationen weisen folgendes aus: 
Das reichste Fünftel der Weltbevölke-
rung, das in den Industrieländern lebt, 
steht für 86% des gesamten Konsums, 
es verbraucht 58% der Energie und ist 
für 53% aller gegenwärtigen und histo-
risch für 80% aller Kohlenstoffemissi-
onen verantwortlich.

Die Produktions- und Konsumpraxis 
der nördlichen Industriestaaten mit ih-
ren nachweislich verheerenden ökolo-
gischen Auswirkungen haben dazu ge-
führt, dass sich der durchschnittliche 

„ökologische Fußabdruck“ (die Fläche, 
mit der Menschen zur Bestreitung ihres 
Lebensstils ihre Umwelt beanspruchen) 
in den Ländern des Nordens auf 6,4 Hek-
tar pro Person beläuft (in den USA allein 
doppelt so viel: 12,8 ha/Person), in den 
Ländern des Südens beträgt dieser öko-
logische Fußabdruck hingegen nur 0,8 
ha/Person. Im statistischen weltweiten 
Mittel beansprucht der ökologische Fuß-
abdruck derzeit 2,2 ha/Person, und dies 
bei einer maximalen Belastbarkeit der 
Bio-Kapazität unserer Erde von 1,8 ha/
Person. Wir leben also weit über unsere 
Verhältnisse. Wirtschaftliches Wachs-
tum in den Industriestaaten und west-
licher Wohlstand erscheinen auf einem 
solchen Hintergrund in einem ganz an-
deren Licht. Und doch tun wir so, als 
könnten künftige Generationen noch 
einen „Reserve-Globus“ aus der Tasche 
zaubern.

Das Konzept der „ökologischen 
Schuld(en)“

Die oben genannten Fakten werden bis-
lang in der Klimadiskussion der Regie-
renden und der Medien der Industrie-
staaten weitgehend unterschlagen. Das 
Konzept der „ökologischen Schuld(en)“ 
stellt diesem blinden Flecken in der Kli-
madebatte ein umfassendes Verständ-
nis von ökologischer Gerechtigkeit 
entgegen, das die Frage nach der Ver-
antwortung für die Plünderung unseres 

Die Umweltdebatte vom Kopf auf die Füße stellen 
Klimawandel – Ausdruck globaler Ungerechtigkeit

[Ökologie]

Smog in Santiago de Chile - Immer mehr der rasant wachsenden Metropolen ge-
rade der Schwellenländer versinken buchstäblich im Dreck

mus als Umweltexpertin gefeiert wurde, 
kam den Repräsentanten der reichsten 
Industriestaaten nicht in den Blick, dass 
der immer rascher voranschreitende Kli-
mawandel vor allem auch ein Ausdruck 
globaler Ungerechtigkeit ist.

Auch die Berlusconi-Inszenierung des 
G-8-Gipfels mitten in den Trümmern 
eines verheerenden Erdbebens im mit-
telitalienischen L’Aquila zeigt klimapo-
litisch außer Absichtserklärungen kein 
Umdenken. Trotz des Versprechens nur 
eine Erderwärmung von zwei Grad zu-
zulassen, stehen industrielles Wachs-
tum und Profit weiter im Vordergrund. 

„Die Zeit für Verzögerungen oder halbe 
Sachen ist vorbei“, kritisierte sogar 
UN-Generalsekretär Ban Ki Moon die 
in L’Aquila getroffenen Beschlüsse zur 
Eindämmung des Klimawandels. „Die 
persönliche Führerschaft eines jeden 

dungen der G8-Staaten, die ein klima-
politisches Umsteuern anzeigen würden. 
Sie zeigen lieber auf den wachsenden 
Schadstoffausstoß der sogenannten 
Schwellenländer, die nur deren zerstö-
rerische kapitalistische Wachstumside-
ologie nachahmen, und wollen sich so 
die unliebsame Konkurrenz vom Halse 
halten.

Dabei sind es doch die Menschen der ar-
men Länder, die am meisten unter den 
Folgen des Klimawandels zu leiden ha-
ben. Wie uns beispielsweise vermehrte 
Dürrekatastrophen, wachsender Was-
sermangel, Ausbreitung von Wüsten, 
Anstieg des Meeresspiegels oder Über-
schwemmungen jährlich anzeigen. Hinzu 
kommt noch, dass den ärmsten Ländern 
kaum Finanzmittel zur Verfügung stehen, 
um Anpassungsmaßnahmen an den Kli-
mawandel zu ergreifen.
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Planeten einschließlich einer entspre-
chenden Wiedergutmachung seitens der 
maßgeblichen Verursacher in den Vor-
dergrund rückt. So ist die sogenannte 
Entwicklungshilfe kein großzügig ge-
währtes Almosen der Industriestaaten 
an die armen Länder, denen man als 
Bedingung für die „Hilfe“ noch poli-
tisches Wohlverhalten abverlangt, son-
dern ein Akt des Schuldenabtragens in 
Form von „Reparationen“ für die Jahr-
hunderte lange Ausplünderung und 
Umweltzerstörung. 

Das hierzulande noch nahezu unbe-
kannte Konzept der „ökologischen 
Schuld(en)“ wurde von lateinamerika-
nischen Wissenschaftlern und Vertretern 
von NGOs nach langen Diskussionen in 
den 90er Jahren entwickelt. Der Begriff 
versucht, die aufgehäufte Schuld der 
Länder des Nordens – ihrer Institutionen 
und Unternehmen – durch ihre Jahrhun-
derte lange und bis heute andauernde-

[Ökologie]

Plünderung der Ressourcen der armen 
Länder, ihre Umweltzerstörung auf der 
südlichen Halbkugel und ihre unver-
hältnismäßige Nutzung von Luft, Was-
ser und Böden in einem Konzept zu-
sammenzufassen. Es bildet damit ein 
Gegengewicht zum gängigen Verständ-
nis von „Schulden“. Dieses ist allein auf 
die Finanzbeziehungen zwischen Nord 
und Süd beschränkt und meint dabei 
die Geldschulden des Südens gegen-
über dem Norden. Indem das Konzept 
diese Perspektive um die Umweltschä-
den erweitert, definiert es neu, wer die 
eigentlichen Gläubiger und Schuldner 
sind: Denn weil die ökologischen Schul-
den des Nordens gegenüber dem Süden 
als weitaus größer zu erachten sind als 
die finanziellen Auslandsschulden des 
Südens gegenüber dem Norden, ist der 
Norden beim Süden verschuldet, und 
nicht umgekehrt. 

Das Konzept der ökologischen Schuld(en) 

ist gerade dazu prädestiniert, die ver-
quere Diskussion um die Verschuldung 
armer Länder und die globale Erwär-
mung vom Kopf auf die Füße zu stel-
len. Die Anerkennung der ökologischen 
Schuld des Nordens und eine entspre-
chende Wiedergutmachung (Schulden-
streichung und „Reparationen“) könnten 
erste Schritte auf dem Weg zu mehr glo-
baler ökologischer Gerechtigkeit sein. 
Jedoch dürfen wir neben der Anerken-
nung der Schulden gegenüber den ar-
men Ländern und der notwendigen 
Wiedergutmachung die letztlich ent-
scheidende Ursache für die ökolo-
gischen Schulden der Industriestaaten 
- nämlich den zerstörerischen Charakter 
ihres kapitalistischen Wirtschaftens – in 
der gegenwärtigen Umweltdebatte nicht 
vergessen.

Klaus Körner

+++ Zur Person +++ 

+++ seit 1981: der promovierte Volkswirt ist erst ehrenamtlicher, später Geschäftsführer der „Arbeitsgruppe Alternative Wirt-
schaftspolitik“ (Memorandumgruppe) in Teilzeit +++ seit 1984 geschäftsführender Gesellschafter der PIW Progress-Institut für 
Wirtschaftsforschung GmbH, Bremen/Teltow +++ von 1990 bis 2001 Geschäftsführer der „Büro für Strukturforschung Rostock 
gGmbH“ (BÜSTRO) +++ Gründungsmitglied der „Wahlalternative für Arbeit und soziale Gerechtigkeit (WASG)“ und seit Juni 2007 
Mitglied des Parteivorstandes der Partei +++ langjähriges Mitglied bei IG Metall, jetzt ver.di, ATTAC, Bund demokratischer Wissen-
schaftlerInnen und Förderverein gewerkschaftliche Arbeitslosenarbeit e.V. +++ seit 2005 als Bremer über die Landesliste Sach-
sen im Bundestag und finanzpolitischer Sprecher der Fraktion +++ Abgeordnetenbüros in Bremen und Leipzig +++ bei der kom-
menden Bundestagswahl Direktkandidat im Wahlkreis Leipzig-Land und auf Platz 2 der Landesliste Sachsen

Schwerpunkte: Wirtschafts-, Finanz- und Steuer- sowie Arbeitsmarktpolitik

Als Direktkandidat für den Wahlkreis Landkreis Leipzig bin ich in Borna in engem Kontakt mit der ersten Oberbürgermeisterin der 
LINKEN. Dort versuche ich zu helfen, um vor Ort geeignete Instrumente für mehr Beschäftigung zu entwickeln. Darüber hinaus bin  
ich als finanz- und wirtschaftspolitischer Experte natürlich überall in Sachsen und im Bund aktiv. Die LINKE steht nicht nur an der 
Seite der abhängig Beschäftigten, der Arbeitslosen, SchülerInnen, StudentenInnen und RentnerInnen, sondern setzt sich auch 
für Lösungen der Probleme des Mittelstandes und des Handwerks ein. Wichtig ist mir, dass wir nicht nur die gegenwärtige Politik 
kritisieren. Wir präsentieren realisierbare Alternativen mit unserem Schutzschirm für die Menschen, mit einem Konzept zur Über-
windung von Hartz IV, für mehr Steuergerechtigkeit und einem Sofortprogramm zur Bekämpfung der Finanzmarktkrise.

Dr. Axel Troost, 55 Jahre, verheiratet, zwei erwachsene Kinder

Abgeordnetenbüro Sachsen
Braustr. 15, 04107 Leipzig

Abgeordnetenbüro Bremen
Doventorstraße 2, 28195 Bremen

mail: axel.troost@bundestag.de

www.axel-troost.de

Anzeige
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Rotdorn-Radio: Wie würdet ihr euer 
Bandprojekt beschreiben?

Thomas: In erster Linie ist Stakeout ge-
gründet worden, um Menschen zum 
Liebe machen, Bein stellen und hinge-
ben anzuregen. Außerdem wollten wir 
die Welt zu einem besseren Ort machen. 
Dann sind wir zusammengekommen und 
haben festgestellt, dass wir das am be-
sten machen können, wenn wir das ge-
samte Musikspektrum bedienen können 
von Fun-Punk-Pop über Alternative-Rock 
bis zu gelegentlichen Offbeat-Ausflügen 
hin zu kleinen Metaleinlagen.

Rotdorn-Radio: Ihr nehmt euch ja nicht 
zu ernst. Eure Homepage heißt zum Bei-
spiel www.stakout-sucks.de. Worin lie-
gen die Vorteile solcher Sichtweise auf 
sich selbst?

Hänka: Der Vorteil liegt darin, dass es 
sich um die Wahrheit handelt. Das ist 
ein Zugang, den jeder von sich kennt, 
dass man manche Sachen mit Abstand 
betrachtet und in einem ganz anderem 
Licht sieht und da gehört so etwas eben 
dazu.

Thomas: Wir nehmen unsere Musik aber 
durchaus schon ernst und wenn wir Plat-
ten aufnehmen, wollen wir das auch gut 
machen. 

Rotdorn-Radio: Ihr habt eine Vielzahl 
von politischen Texten. Was sind die 
Gründe dafür?

Thomas: Das ist uns schon ein wich-
tiges Anliegen. Das Politische umgibt 
uns nach wie vor. Es gibt einfach zu viele 
Missstände, auch in dieser Gesellschaft, 

die man auch ansprechen muss. Des-
halb werden wir auch nicht müde, das 
immer wieder in Songs zu packen. Bei 
den politischen Stücken ist häufig ein 
ernsterer, düsterer Unterton und das 
wird auch immer ein wichtiger Bestand-
teil von Stakeout bleiben.

Rotdorn-Radio: Habt ihr euch schon an 
politischen Aktionen beteiligt oder seid 
ihr auch in politischen Gruppen aktiv?

Thomas: Wir haben uns schon an einer 
Vielzahl von politischen Aktionen be-
teiligt, wir waren auch bei Demonstrati-
onen dabei. Früher war es uns auch eine 
Freude, NPD-Plakate von den Laternen 
zu schlagen, was nicht selten in wüsten 
Verfolgungsjagden geendet ist. 

Hänka: Ansonsten ist es auch so, dass 

Interview mit der Punkband Stakeout
 »Wenn alle Menschen alles hätten, wäre diese Welt ein besserer Ort«

[Interview]

Die Berliner Band Stakeout gründete sich 2002 und ist seitdem sowohl durch ihr politisches als auch künst-
lerisches Engagement auffällig. Durch die Veröffentlichung ihres Albums „Meet the cut the“ im vergangenen 
Jahr wurden sie endgültig über die Berliner Grenzen hinaus bekannt. Im Rahmen unserer Radiosendung  „Rot-
dorn Radio“ sprachen wir mit allen 4 Bandmitgliedern.
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wir als Band häufig für Soli-Konzerte, 
Sampler und so angefragt werden. Das 
reicht von einem kleinen Antifa-Gig 
hier in Berlin bis zum Konzert beim G8-
Camp. 

Rotdorn-Radio: Eure aktuelle Tour und 
eine Single von eurem Album „Meet the 
cut the“ heißt Ponys für alle. Wofür steht 
dieses Bild?

Thomas: Ponys für alle ist unser Lö-
sungsvorschlag für eine bessere Welt. 
Dieser Song wurde nur für diesen Zweck 
geschrieben, denn wenn alle Menschen 
alles hätten, dann wäre diese Welt de-
finitiv ein besserer Ort. Ponys ist in die-
sem Fall nur eine Metapher für alle welt-
lichen Güter dieses Planeten.

Interview mit der Punkband Stakeout

[Interview]

Rotdorn-Radio: Euer Song „Die Entfüh-
rung des guten Geschmacks“ themati-
siert, dass der Mainstream immer düm-
mer wird. Glaubt ihr, dass sich dieser 
Prozess der zunehmenden Verdummung 
fortsetzen wird?

Thomas: Es wird ein immer kleinerer 
gemeinsamer Nenner, auf den sich die 
Masse bezieht. Aber ich sehe auch, dass 
das Internet solche Foren wie Wikipe-
dia oder Indypedia schafft, in denen 
eine große Masse an Menschen wirk-
lich Großartiges schafft, bei denen Men-
schen Content liefern können und eine 
Vielzahl daran partizipieren kann. Ich 
sehe da ein Licht am Ende des Tunnels.
 
Mehr: www.stakeout-sucks.de

Das Gespräch ist vollständig im Radioar-
chiv auf www.rotdorn.org zu hören.

www.inge-hoeger.de

Linke wählen!

Anzeige

Stoppt die GEMA
Auf Grund der sinkenden Verkaufs-
zahlen von Alben und Singles hat die 
Gesellschaft für musikalische Auffüh-
rungs- und mechanische Vervielfälti-
gungsrechte (GEMA) eine gestaffelte 
Erhöhung der Konzertbeteiligung für 
die GEMA von derzeit 1,5 bis 3,6 % 
auf 10 % geplant. Dies würde bedeu-
ten, dass Konzertveranstalter ihre 
Preise erhöhen müssten und viele Ju-
gendklubs gar keine Veranstaltungen 
mehr realisieren könnten.

Gegen diese Erhöhung um bis zu 
600% wehren sich der Bundesver-
band der Verwaltungswirtschaft (idkv) 
und der Verband der deutschen Kon-
zertdirektionen, die gemeinsam ein 
Schiedsstellenverfahren beim Mar-
ken- und Patentamt einreichten. Die-
ser Schritt war notwendig geworden, 
da die GEMA eine Verhandlung über 
eine moderatere Preiserhöhung ab-
lehnte. Sollte dieses Verfahren schei-
tern, würden diese Verbände den 
Weg über die ordentlichen Gerichte 
wählen, so dass dieses Verfahren 
sich noch einige Jahre hinstrecken 
könnte, meint Jens Michow, der Prä-
sident des idkv. Außerdem erhielt die 
Internet-Petition des Deutschen Bun-
destages zur Prüfung der Rechtmä-
ßigkeit dieses Vorhabens der GEMA 
über 110.000 Unterschriften. 50.000 
Unterschriften sind notwendig für die 
Prüfung, so dass das Vorhaben der 
GEMA nun auf zwei Ebenen geprüft 
wird.

KURZMELDUNG

Verlosungsaktion
Wir verlosen unter 
3 Gewinnern
2 T-Shirts von Stakeout 
(die Größe könnt ihr Euch aus-
suchen) und 
einmal das aktuelle Album 
»Meet the cut the«

schreibt an rotdorn@gmx.de
mit dem Betreff 
»Verlosungsaktion«
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[Antifa]

Erschreckend war es, als am 14. Februar 
2009 bis zu 7.000 Neonazis nahezu un-
gestört durch Dresden marschierten. 
Alte und neue Nazis erinnerten in ge-
schichtsrevisionistischer Weise an ei-
nen „Alliierten Bombenholocaust“ und 
deutsche Opfer der Luftangriffe auf die 
Elbestadt im Februar 1945. Gravierender 
kann die deutsche Geschichte von Ver-
nichtungskrieg, Brandschatzung und 
Holocaust nicht verdreht werden.

Niemand konnte die Neonazis in Dres-
den aufhalten. Weder das bürgerliche 
Bündnis GehDenken, noch eine Anti-
fa-Demonstration unter dem Motto „No 
Pasarán“. Zu letzterer hatten sich fast 
5.000 vor allem junge Antifaschisten aus 
dem autonomen Spektrum mit dem Ziel 
versammelt, die Nazis nicht durchkom-
men zu lassen: No Pasarán! Begleitet 
vom größten Polizeiaufgebot, das Dres-
den je gesehen hat, kamen sie jedoch 
nicht einmal in Hörweite der Nazis. Mehr 
noch, die Antifas wurden abgedrängt 
und mit Schlagstöcken und Wasserwer-
fern traktiert. 

An einem GehDenken-Sternmarsch be-
teiligten sich ebenso mehrere tausend 
Personen, darunter viele Gewerkschafter 
aus dem gesamten Bundesgebiet. Doch 
leider versammelten sie sich fernab des 
Geschehens. Das Jahr 2009 ist in Sach-
sen das Superwahljahr schlechthin: der 
Europa- und Kommunalwahl im Frühjahr 
folgen Landtags- und Bundestagswahl 
im Spätsommer. Daher war in diesem 
Jahr die Rednerliste in Dresden mit füh-
renden Köpfen von Grünen, SPD und der 
LINKEN gespickt. Einhellig wurde erklärt, 
man wolle aktiv werden gegen Rechts. 
Es blieb bei Willensbekundungen und 
sobald die Kameras wieder abgebaut 
waren, fuhr auch schon die Limousine 
vor und die Parteioberen waren weg. 

Wie gefährlich und gewalttätig die Neo
nazis agieren bekam eine Gruppe Ge-
werkschafter bei ihrer Rückfahrt zu 
spüren, als sie auf einer Raststätte in 
Thüringen von Neonazis attackiert wur-
den. Ein Mann wurde schwer verletzt. 
Ein weiterer Überfall soll sich in einem 
Regionalzug ereignet haben.

Warum gelingt es rund 12.000 Antifa-

schisten nicht, einen rechten Aufmarsch 
zu stoppen? Eindrucksvolle Mobilisie-
rungen wie etwa in Köln im September 
2008 verdeutlichen den möglichen Er-
folg solcher Proteste. Metallarbeiter, 
Studierende und Anwohner blockierten 
gemeinsam mit jungen Antifaschisten 
einen rassistischen »Anti-Islam-Kon-
gress«. Die engen Gassen der Kölner In-
nenstadt wurden kurzerhand durch ein 
Dutzend legaler und illegaler Ansamm-
lungen sowie durch Sitz- und Stehblo-
ckaden dicht gemacht.

Warum also nicht auch in Dresden? Es 
scheint an zwei Faktoren zu liegen. Zu-
nächst fehlt es an einer politischen 
Stimmung, welche Administration, Po-
lizei und Justiz dazu drängt, alle Mög-
lichkeiten auszuschöpfen, den Auf-
marsch zu unterbinden. Darüber hinaus 
bedarf es der Einigkeit der Akteure auf 
der Straße mit dem gemeinsamen Wil-
len, den rechten Spuk tatsächlich zu 
verhindern und sich dabei gegebenen-
falls auch auf Aktionen des zivilen Un-
gehorsams einzulassen. Da beides am 
14. Februar in Dresden nicht der Fall ist, 
konnten die Nazis von NPD und so ge-
nannten „freien“ Kameradschaften un-
gestört durch die Elbestadt ziehen.

Um den ersten Faktor steht es in Dresden 
schlecht. Die CDU-geführte Stadtverwal-
tung sowie die sächsische Landesregie-
rung steht offenbar zu weit rechts. Sie 
hat nicht einmal auf juristischem Wege 

interveniert, um den Aufmarsch zu ver-
bieten. Bleibt also nur die Einigkeit auf 
der Straße. GehDenken muss etwas 
mehr wagen als Symbolpolitik, dazu ist 
der Aufmarsch zu gefährlich und für die 
Neonaziszene zu bedeutsam – es ist im-
merhin einer der größten Aufmärsche in 
ganz Europa mit internationaler Betei-
ligung. Das Antifa-Bündnis No Pasarán 
muss ihrerseits für eine Aktionseinheit 
mit bürgerlichen Kräften bereit sein. Ein 
Aufzug mit mehreren tausend gewaltbe-
reiten Neonazis kann nur gemeinsam 
und entschlossen gestoppt werden.

Daher rufen wir alle dazu auf, im Fe-
bruar 2010 nach Dresden zu fahren und 
sich an Blockaden gegen den Nazi-Auf-
marsch zu beteiligen. 

Mehr Infos: www.antifa.de

*Sie kommen nicht durch!

Beitrag von der Antifaschistischen Linken Berlin

No Pasarán* auch 2010
Antifaschistische Mobilisierung gegen europäischen Großaufmarsch in Dresden muss Aufgabe aller Linken werden.



15

Pankow ist mit 32 Millionen Euro ver-
schuldet und befindet sich seit 2009 un-
ter der Zwangsverwaltung des Berliner 
Senats. Zukünftig sollen 5,7 Millionen 
Euro jährlich eingespart werden. Durch 
diese geforderten Sparmaßnahmen sind 
47 Jugend- und Kindereinrichtungen so-
wie 17 Projekte für Migrations-, Seni-
oren- und Mädchenarbeit in ihrem Be-
stand gefährdet.

Die Schuldenfalle

Der Großbezirk Pankow ist mit 32 Millio-
nen Euro verschuldet, hauptsächlich da 
der Bezirk im Zeitraum zwischen 2000 
und 2003 Mehrausgaben für Sozialhilfe 
aufbringen musste. Diese sollten vom 
Berliner Senat übernommen werden, der 
diese jedoch nicht wie versichert zurück-
erstattete. Um diesen Schuldenberg ab-
zubauen, sollte der Großbezirk künftig 
ein Plus von 5,7 Millionen Euro jährlich 
erwirtschaften. Da diese Richtlinie nicht 
erfüllt werden konnte, befindet sich Pan-
kow seit diesem Jahr als einziger Be-
zirk unter der Zwangsverwaltung des 
Berliner Senats. Das bedeutet für Pan-
kow, dass zukünftig nur noch die not-
wendigsten Ausgaben möglich sind, ge-
setzliche und juristische Verpflichtung 
erfüllbar sind und eine funktionierende 
Verwaltung gewährleistet werden kann. 
Um die geforderten Einsparungen zu 
ermöglichen, sollen 47 Freizeiteinrich-
tungen für Kinder und Jugendliche so-
wie 17 Stellen für Migrations-, Senioren 
und Mädchenarbeit gestrichen werden. 

Diese Schließungen sollten bereits 2009 
erfolgen, doch konnte dies durch die Bil-
dung des Pankower Aktionsbündnisses 
für Kinder und Jugendliche (PAKJ) im No-
vember 2008 verhindert werden.

Die Gegenbewegung

Das PAKJ setzt sich aus Vertretern der 
47 bedrohten Jugendeinrichtungen so-
wie engagierten Bürgern Pankows zu-
sammen, die als gemeinsames Ziel den 
Fortbestand der Jugendeinrichtungen 
fordern, da diese täglich von 3000 Ju-
gendlichen genutzt werden. Am 10. De-
zember 2008 demonstrierten sie vor 
der BVV in der Fröbelstraße für den Er-
halt dieser Projekte, wodurch der Fort-
bestand für 2009 beschlossen wurde. 
Außerdem organisierten sie am 29. Mai 
2009 ein HipHop-Konzert unter dem 
Motto „Wir lassen uns nicht abziehen“ 
mit der Gruppierung Wir bleiben Alle 
(WBA), bei dem unter anderem Schlag-
zeiln und Pillskills auftraten. Über 500 
Besucher kamen zu diesem Ereignis, 
bei dem auch Redebeiträge zur zuneh-

menden Gettoisierung Pankows gehal-
ten wurden. Weiterhin organisierten sie 
für den 19. Juni die Kiezparade im Mau-
erpark, um auf die weiterhin ungewisse 
Situation der Jugendeinrichtungen zu 
verweisen, denn der Fortbestand für 
2010 und 2011 ist bisher noch immer 
ungewiss.

Die zukünftige Situation im Großbezirk 
Pankow

Die Mitglieder des Aktionsbündnisses 
bleiben wegen der ungewissen Lage 
der Einrichtungen in den kommenden 
Jahren aktiv und weisen weiterhin auf 
die Unsinnigkeit dieser Einsparungen 
hin, da zum Beispiel nur 2,6 Millio-
nen Euro jährlich eingespart werden 
könnten durch diese Kürzungen. Statt 
Kürzungen fordern sie den Fortbestand 
und die Weiterentwicklung der Einrich-
tungen, um die Jugendkultur im Groß-
bezirk lebendig zu erhalten. Hierfür ist 
auch ein Open Space für den 19. Sep-
tember von 12 bis 19 Uhr im SJZ Lychi 
(Lychener Straße 75) zum Thema Kinder 
und Jugend in Pankow geplant, bei dem 
auch ihr euch einbringen könnt.

Stephan

Weitere Informationen erhaltet ihr unter: 
http://www.pankow-in-aktion.de

Kürzungen im Jugendbereich
Die ungewisse Zukunft der Jugendeinrichtungen im Groß-Bezirk Pankow

[Berlin]

Kiezparade am 19. Juli 2009

Unterschriftenübergabe im Kommunalparla-

ment BVV-Pankow am 10. Dezember 2008
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Seit Mitte Mai haben die Künstler der 
Venezolanischen und Kolumbianischen 
Brigade „Simon Bolivar“ tiefe Spuren 
hinterlassen.

Am 17. Juli wurde das wohl größte Wand-
bild Berlins eingeweiht. Am U-Bhf. Gleis-
dreieck entstand das Mural auf der 600 
qm großen Hausfassade eines Berliner 
Hotels.

Der Anblick des Wandbildes ist beein-
druckend. Eine circa 30 Meter hohe fo-
torealistische Yanomani Indianerin aus 
dem venezolanischen Urwald springt 
einem als erstes ins Auge.

Einige Minuten sind nötig, um über-
haupt alle Motive zu erfassen, die in 
dem kollagenartigen Wandbild ihren 
Platz gefunden haben. Die Grundidee 

des Murals bestand darin, traditionelle 
Elemente Lateinamerikas und symbo-
lische Figuren Berlins miteinander zu 
verbinden. So finden sich Karl Marx und 
der Fernsehturm neben einem riesigen 
präkolumbinischem Totem wieder, ein 
Indianer, der mit seinem Blasrohr auf 
Rosinenbomber zielt und eine Berliner 
U-Bahn, die sich ihren Weg vorbei an 
einstürzenden Hochhäusern durch den 
Urwald bahnt, sind zu erkennen. Die 
Arbeiten haben einen Monat gedauert 
und es waren 8 Künstler an dem Mural 
beteiligt.        
 
Die Künstler wurden eingeladen von 
den Mitgliedern des Berliner Vereins In-
terbrigadas e.V., der seit 2006 soziale, 
kulturelle und politische Austausch-
projekte zwischen Europa und Lateina-
merika organisiert. Höhepunkt der Ar-

beit in Deutschland ist diesen Sommer 
das Austauschprojekt „Aufstand der 
Farben“, in dessen Rahmen der Vene-
zolaner Wildemar und die Kolumbianer 
Nadja, Shamaniko und Edisson nach 
Berlin eingeladen wurden.

„Uns geht es darum, ein Sprachrohr 
zu haben, um die völlig andere Reali-
tät zu vermitteln, auf die wir in Latein-
amerika gestoßen sind und die hierzu-
lande schnell auf taube Ohren stößt“, 
sagt Boris Bojilov. Wenn man gleichzei-
tig von der Verfolgung indigener Bevöl-
kerung, von politischen Ermordungen 
und zahllosen Menschenrechtsverlet-
zungen, aber auch von wunderschöner 
Natur, Lebensfreude, Tanz und gesell-
schaftlichen Errungenschaften sprechen 
möchte, dann ist es die Kunst, die einem 
dabei hilft. Auf zwei Dutzend Veranstal-

Eine Kurzvorstellung der Arbeit des Interbrigadas e.V. in Berlin 

Der Aufstand der Farben und das größte 
Graffiti Berlins

[Internationalismus]
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[Selbstverständnis Linksjugend [’solid] ]

tungen haben die lateinamerikanischen 
Künstler/innen mit ihrem Können zum 
Ausdruck gebracht, was ihre Landsleute 
zu Hause beschäftigt. Es wurde disku-
tiert, gemalt, unterrichtet und gefeiert. 

Mit einer Ausstellung über die Arbeit 
des Interbrigadas e.V., einem Rock-Kon-
zert im Berliner Pfefferberg und einer 
HipHop-Session im Stadthaus Böckler-
park im Mai wurde der Aufstand gestar-
tet. Von nun an verbrachten die Künst-
ler/innen jeden Tag auf einem anderen 
Event. 

Auf kulturellen Groß-Ereignissen wie 
dem „Karneval der Kulturen“, der „Fete 
de la musique“ oder dem VOSIFA-Open 
Air bemalten sie Stellwände und kamen 
mit dem vorbei strömenden Publikum 
ins Gespräch. Auch auf politischen Kund-
gebungen zum Bildungsstreik oder zur 
Situation der Pankower Jugendeinrich-

tungen waren sie zugegen und unterstüt-
zen die Anliegen der Protestierenden. 

Besonderen Wert legen die Jugendlichen 
aber auch auf Workshop- und Infoveran-
staltungen, bei denen intensiver inter-
kultureller Austausch erlebbar gemacht 
wird. Für Interbrigadas ist die Grund-
lage dafür der Respekt. „Wir wollen da-
mit zeigen, dass einfach unglaublich viel 
möglich ist, wenn man will!“, sagt Bo-
ris weiter. 

Auf einer Ferienbetreuung des Berliner 
Lebenshilfe e.V. haben die Künstler ge-
meinsam mit Menschen mit Behinde-
rungen einen Graffiti-Kurs veranstaltet, 
bei dem jede Form von Äußerlichkeit 
vor einem zutiefst menschlichen Mit-
einander zurück trat. Ähnliche Veran-
staltungen gab es mit Suchtpatienten 
der Gewebo-Einrichtung Schöneweide, 
deren Hinterhof zu einem malerischen 

Dschungel-Flair neugestaltet wurde und 
mit dem Gewebo Frauenhaus „Frauen 
Bedacht“ im Wedding.  Auch mit den Kin-
dern der Klecks-Grundschule in Pankow 
wurde bei einem zweimaligen Wandbild-
Kurs im naheliegenden Kiezklub Pankow 
ein Bauwagen gestaltet. 

So gesehen hat der farbenfrohe Aufstand 
mit bisher rund 200 Workshop-Teilneh-
mer/innen eine bemerkenswerte Dimen-
sion erreicht. Für Interbrigadas ist ge-
rade das das Ziel: Eine Öffentlichkeit für 
die Realität anderer Länder zu schaffen. 
Boris erklärt abschließend: „Wir haben 
vor, sowohl in den Köpfen der Menschen 
als auch auf den Wänden, an denen sie 
jeden Tag vorbei laufen, die Erinnerung 
festzuhalten, dass das Leben in der Welt 
nicht überall gleich funktioniert.“

Weitere Infos auf: 
www.interbrigadas.org

Die Linksjugend [’solid] ist ein offener, 
unabhängiger und der Partei Die LINKE 
nahestehender Jugendverband, der sich kri-
tisch zur kapitalistischen Gesellschaft in den 
aktuellen politischen Auseinandersetzungen 
engagiert. Als Teil einer emanzipatorischen 
und antifaschistischen Bewegung suchen 
wir die Zusammenarbeit mit anderen Bünd-
nispartnerInnen. 

Im ganzen Land sind wir mit über 100 lo-
kalen Gruppen in Dörfern und Großstädten 
aktiv, demonstrieren gegen den Überwa-
chungsstaat, blockieren Naziaufmärsche, 
streiten gegen Notenstress und soziale Aus-
lese im Schulsystem, fordern Ausbildungs-
plätze für alle und vieles mehr. Vor Ort, 
sowie auf Landes- und Bundesebene disku-
tieren wir politische Themen und bilden uns 
auf Seminaren und Konferenzen weiter, um 
neue Positionen entwickeln und vertreten zu 
können. International vernetzen wir uns mit 
anderen linken Jugendverbänden, organisie-

ren Camps und Fahrten, um Erfahrungen auszutauschen 
und gemeinsam stärker für unsere Ziele einzutreten.

In Berlin und Brandenburg sind wir ein stetig wachsender 
Haufen von jungen Frauen und Männern, die gemeinsam 
für eine sozialistische Gesellschaftsordnung kämpfen, in 
der kein Mensch hungern und obdachlos sein muss, Se-
xismus ein Fremdwort ist, in der jede und jeder ihre/sei-
ne Fähigkeiten frei entfalten und ihre/seine Bedürfnisse 
befriedigen kann. Kurzum: eine Gesellschaft, in welcher 
der Mensch nicht mehr des Menschen Wolf ist. Eine Ge-
sellschaft frei von kapitalistischen Zwängen und Krieg.

Interesse? Dann schau einfach mal vorbei unter 
www.linksjugend-solid-brandenburg.de oder
www.linksjugend-solid-berlin.de. 

Mitdiskutieren. Mitkämpfen.
                       – Die Linksjugend [’solid]

ich möchte:
      
         mitmachen
         Infos über Linksjugend ['solid]

*ausschneiden, abschicken: 
Linksjugend-['solid] e.V. |  kleine Alexanderstr. 28   
10178 Berlin

www.linksjugend-solid.de

        

Name

Adresse

Tel / Handy

Email
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Der Begriff Unrechtsstaat „impliziert, 
dass alles unrecht war, was in diesem 
Staat geschehen ist. So weit würde ich 
im Hinblick auf die DDR nicht gehen.“
Gesine Schwan, Kandidatin für das Bun-
despräsidentenamt im Mai 2009 

Als ein Unrechtsstaat wird ein Staat be-
zeichnet, der kein Rechtsstaat ist. Wäh-
rend der Begriff Rechtsstaat klar defi-
niert ist (Gewaltenteilung, unabhängige 
Gerichte, Grundrechte usw.), ist der Be-
griff des Unrechtsstaates ein schwam-
miger abwertender und nicht juristischer 
Begriff. Er wird politisch und medial 
instrumentalisiert, um einem Staat 
bzw. Regime einen negativen Stempel 
aufzudrücken. 

Einen Begriff zu definieren, indem man 
sagt, was er nicht ist, offenbart seine 
propagandistische Verwendung. Eine 
negative Assoziation wird damit quasi 
automatisch erzeugt, da der Begriff nur 
aussagt, was nicht ist und nicht, was ist. 
Der Begriff fordert die Schaffung eines 
Rechtsstaates. Vor allem Diktaturen wer-
den häufig als „Unrechtsstaaten“ be-
zeichnet. Sog. „Schurkenstaaten“ und 
die DDR bekommen oft dieses Attribut. 
Die politische Instrumentalisierung des 
Terminus kann beim Umgang mit der 
DDR gut beobachtet werden. Während 
konservative Politiker und Parteien die 
DDR als ein Unrechtsstaat bezeichnen, 
lehnen Politiker der Linkspartei und 
auch viele Ostdeutsche (ca. 41%) die 
Bezeichnung ab.  

Mitte Mai 2009 wurde der Begriff wäh-
rend der Bundespräsidentenwahl in 
Deutschland abermals als Kampfwerk-
zeug benutzt. Die SPD-Kandidatin für 
das Bundespräsidentenamt, Gesine 
Schwan, wurde von Medien und vielen 
SPD-Politikern vorgeworfen, dass sie die 
DDR nicht eindeutig als „Unrechtsstaat“ 
bezeichnen würde. Da Schwan auf die 
Stimmen der Linken angewiesen war 
und diese sich verärgert gezeigt hätten, 
wenn Schwan die DDR als Unrechtsstaat 
bezeichnet hätte, kann man die Instru-
mentalisierung des Begriffes hier als ei-

nen politischen Schachzug interpretie-
ren. Auf diese Art würde sie Stimmen 
entweder bei den Linken oder denen 
verlieren, welche die DDR gerne als Un-
rechtsstaat etikettiert sehen wollten.

Davon abgesehen suggeriert der Be-
griff, dass ein Rechtsstaat per se nicht 
unrecht handeln kann, da ein Rechts-
system installiert ist. Vielmehr ver-
schwimmt alles Unrecht im Rechtsstaat, 
denn der Verweis auf das juristische Sy-
stem legitimiert alles als Recht. So wird 
beispielsweise die Kündigung einer Kai-
sers-Verkäuferin, wegen angeblichem 

Diebstahls von 1,30 Euro im Februar 
2009 nicht als Unrecht definiert, da die 
Gerichte es so entschieden haben. Auch 
völkerrechtswidrige Kriege, steigende 
Armut und ungerechte Bildungschan-
cen werden im Rechtsstaat Deutschland 
nicht als Unrecht definiert.

by epikur

Politisches Neusprech
- Heute: Unrechtsstaat -
George Orwell stellte durch sein Buch „1984“ die These auf, dass wer die Sprache gezielt verändert, damit 
sogleich das Denken in eine bestimmte Richtung lenken will. Sollten wir so denken, wie wir sprechen, so ist 
eine Sprachmanipulation zugleich auch immer eine Gedankenmanipulation. In dieser Rubrik sollen Begriffe 
im politischen Alltag näher erläutert und kritisch analysiert werden.
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Montag, 7. September 2009, 19:00 Uhr
Operation Condor - Eine Internationale des Terrors (Lateinamerika-Reihe) 
Die Sicherheitsdienste von sechs südamerikanischen Ländern operierten in den 70er und 80er Jah-
ren grenzübergreifend, um politische Gegner der Militärdiktaturen auszuschalten. Französische Al-
gerien-Veteranen lehrten Foltermethoden, amerikanische Ausbilder lieferten technisches know-how 
und Logistik, das Verschwindenlassen von Personen wurde systematisch angewandt. Im Jahr 2000 
wurde die finanzielle Unterstützung durch die CIA bekannt. Nach und nach freigegebene Dokumente 
belegen, dass der US-Sicherheitsberater und Friedensnobelpreisträger 1973, Henry Kissinger, von der 
Operation Condor nicht nur wusste, sondern sie auch »aktiv duldete«. Und die Verbindungen wirken 
noch in die Gegenwart. Klaus Eichner, ehemals leitender Analytiker in der Gegenspionage der DDR, 
legt mit dem kürzlich erschienenen Buch Ergebnisse seiner Recherche vor.
Referent: Klaus Eichner    Moderation: Winfried Hansch     Eintritt: 1,50 Euro
Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin  

Freitag, 25. September 2009, 19:00 Uhr
Philosophische Gespräche - Lebendiger Sartre
Welche Bedeutung können Leben und Werk von Jean-Paul Sartre für uns, für Leser des 21. Jahrhun-
derts haben? In dem 2005 im französischen Verlag Le Bord de l’Eau Bordeaux und 2009 erweitert im 
BasisDruck Verlag Berlin herausgegebenen Band „Lebendiger Sartre“ äußern sich auf sehr persönliche 
Weise Autoren aus 23 Ländern aus 4 Kontinenten und vier Generationen über ihre prägende Begeg-
nung mit dem Philosophen, Schriftsteller und Intellektuellen. Die einen arbeiteten als Freunde mit 
ihm zusammen, waren ihm in Liebe und Freundschaft verbunden. Andere widmen sich als Überset-
zer, Lehrende, Schriftsteller seinem Werk. Spurlos ist diese Begegnung nie gewesen! Mit dem Heraus-
geber, dem Berliner Philosophen und Romanisten Dr. Vincent von Wroblewsky, und weiteren Autoren, 
die am Buch beteiligt waren, wollen wir über die Aktualität Sartres sprechen.
Moderation: Dr. Falko Schmieder
Eintritt: 1,50 Euro   Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin 

Anzeige

[Rubrik Neusprech]
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Sonnabend, 5. September 2009 in Berlin
MAL RICHTIG ABSCHALTEN!
Bundesweite Demo gegen Atomenergie 

* 13 Uhr - Auftaktkundgebung am Hauptbahnhof. 
* gemeinsamer Zug zum Brandenburger Tor, Emp-
fang des Trecker-Trecks * ab 15 Uhr Kundgebung 
vor dem Brandenburger Tor mit Musik und mehr
mehr Infos: http://www.anti-atom-treck.de

Sonnabend, 05.September 2009
»Rock für Links«
Stadtpark Lichtenberg, Parkaue, Nähe S-Bhf. Frankfurter Allee
Wie jedes Jahr findet auch im Jahr 2009 das bunte, antifaschistische Rock für Links statt, allerdings später als 
gewohnt am 5. September. Das 14. RfL widmet sich dem Thema sozialer Gerechtigkeit. 
mehr: www.rock-fuer-links.de/

Sonntag, 13.9.09 | 13-18 Uhr | Bebelplatz
Tag der Mahnung
Unter dem Motto Erinnern – Gedenken - Handeln findet am 13. September 2009 der diesjährige Tag der Erinnerung, Mahnung und 
Begegnung statt. Aufgrund von Baumaßnahmen musste der Ort zum Bebelplatz in Berlin-Mitte (Straße Unter den Linden gegenüber 
der Humboldt-Universität) verlegt werden.
mehr: www.antifa.de

Donnerstag, 17. Septemer 2009
Bundesweiter dezentraler Aktionstag. 
Wir zahlen nicht für Eure Krise. 
Für solidarische Bildung und eine soziale Gesellschaft.

Sonntag, 27. September 2009
Bundestagswahlen

Freitag bis Sonntag, 2. - 4. Okotober 2009
Make Capitalism History Kongress 
Kongress an der FU Berlin mit 
100+ Workshops, Podien und 
Konzerten u.a. mit: Elmar Altva-
ter, Robert Brenner, Klaus Dörre, Mike Davis, Alex Demirovic, Katja Kipping, Michael Heinrich u.v.m. Organisiert von Die Linke.SDS.
Mehr Informationen unter www.make-capitalism-history.de

An

Rotdorn

c/o Linksjugend [‹solid] 
Kleine Alexanderstr. 28
10178 Berlin

      Ich will beim Rotdorn mitmachen! 
Wir melden uns bei Dir und laden Dich 
zu unserem nächsten Redaktionstref-
fen ein.

      Ich brauch ein Abo!
Das Abo kostet 3 Euro pro Jahr 
(Geld bitte dem Brief belegen). 
Gerne schicken wir Dir ein paar 
mehr Rotdörner zum Verteilen. 
Anzahl:         

Name

Straße

PLZ Ort

eMail Tel.

Den Rotdorn 52 fand ich

Themenaus-
wahl (Note 1-6)

Aufmachung:
(Note 1-6)

Bester Artikel

Warum? Weil

Deine Kritik

Ich habe den Rotdorn  Ort, Anlass  erhalten.

Ich lese den Rotdorn zum          Mal. Ich bin           Jahre alt.

[Termine]

Mehr Informationen zu allen Terminen und 

weitere Empfehlungen auf www.rotdorn.org
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ROTDORN  RADIO 

       Mit wechselnden Themenschwerpunkten 

       machen wir politisches Radio

       mit Studiogästen, Telefoninterviews, 

       Livemitschnitten und Musik von 

       Reggae/Ska über HipHop bis Punk. 

       Während der Sendung ist ein 

       Zuhörer(innen)telefon freigeschaltet: 030/46  40  05  17

     Einschalten! 

       An jedem zweiten Montag

       (jede gerade Kalenderwoche)

       von 19 bis 20 Uhr 

       auf den Frequenzen des OKB 

       In Berlin: Antenne 97,2 oder Kabel 92,6 

      Anderswo: Livestream auf www.okb.de 

Alle Sendungen als mp3-file zum Download unter: 
www.ROTDORN.org


